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FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.3.2022 +++)

Eingangsformel

Nach

- § 126 Absatz 3 Satz 2 und § 127 Absatz 3 Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBI.
[S.160),

- § 12 Absatz 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni
2009 (BGBI. | S. 1434),

- § 44 Absatz 2 Satz 1 und § 45 Absatz 3 Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 150),

ordnet das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend an:

§ 1 Erlass von Widerspruchsbescheiden

Die Zustandigkeit flr den Erlass des Widerspruchsbescheids nach § 126 Absatz 3 Satz 1 des
Bundesbeamtengesetzes in Angelegenheiten der Besoldung und der Beihilfe wird dem Bundesverwaltungsamt
widerruflich Ubertragen, soweit Widerspruchsflhrerin oder Widerspruchsfihrer eine Beamtin oder ein

Beamter des Bundesministeriums flr Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Bundesministerium) oder einer
nachgeordneten Behdrde des Bundesministeriums ist und das Bundesministerium die MalBnahme nicht selbst
getroffen hat.

§ 2 Vertretung bei Klagen

Die Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei Klagen in Angelegenheiten der Besoldung und der Beihilfe
wird dem Bundesverwaltungsamt Ubertragen, soweit es fur den Erlass des Widerspruchsbescheids zustandig ist.

§ 3 Absehen von der Riickforderung zu viel gezahlter Beziige aus Billigkeitsgriinden

Dem Bundesverwaltungsamt wird die Befugnis Ubertragen, ohne Einholen der Zustimmung des
Bundesministeriums von der Rickforderung zu viel gezahlter Beziige aus Billigkeitsgriinden abzusehen, wenn
der Gesamtbetrag der Uberzahlungen 1 500 Euro nicht (ibersteigt (§ 12 Absatz 2 Satz 3 erste Alternative des
Bundesbesoldungsgesetzes) und Beamtinnen und Beamte des Bundesministeriums oder einer nachgeordneten
Behodrde des Bundesministeriums betroffen sind.

- Seite 1von 2 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

§ 4 Ubertragung von Zustindigkeiten der Unfallfiirsorge

(1) Dem Bundesverwaltungsamt werden, soweit Beamtinnen und Beamte des Bundesministeriums oder der
Bundeszentrale fir Kinder- und Jugendmedienschutz betroffen sind, Gbertragen:

1. die Zustandigkeit fir die Versagung der Unfallfiirsorge (§ 44 Absatz 2 Satz 1 des
Beamtenversorgungsgesetzes),

2. die Zustandigkeit fur die Entscheidung, ob ein Dienstunfall vorliegt und ob der oder die Verletzte den
Unfall vorsatzlich herbeigeflihrt hat (§ 45 Absatz 3 Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes).

(2) Fir die Falle nach Absatz 1 werden dem Bundesverwaltungsamt die Zustandigkeit flir den Erlass des
Widerspruchsbescheids nach § 126 Absatz 3 Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes sowie die Vertretung der
Bundesrepublik Deutschland bei Klagen nach § 127 des Bundesbeamtengesetzes (ibertragen.

§ 5 Vorbehaltsklausel
(1) Das Bundesministerium behalt sich vor, im Einzelfall die Befugnisse nach den §§ 1 bis 4 selbst auszutben.

(2) Zweifelsfalle und Falle von grundsatzlicher Bedeutung sind dem Bundesministerium zur Entscheidung
vorzulegen.

§ 6 Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Marz 2022 in Kraft mit Ausnahme von § 4, der mit Wirkung vom 18.
April 2023 in Kraft tritt. Zum 1. Marz 2022 treten auller Kraft:

1. die Anordnung uber die Vertretung des Bundes bei Klagen aus dem Beamtenverhaltnis im
Geschaftsbereich des Bundesministeriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 22. September
1997 (BGBI. | S. 2387),

2. die Anordnung zur Ubertragung von Zusténdigkeiten fir den Erlass von Widerspruchsbescheiden
und die Vertretung des Dienstherrn bei Klagen aus dem Beamtenverhaltnis im Geschaftsbereich des
Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 7. Mai 1999 (BGBI. | S. 1094),

3. die Allgemeine Anordnung zur Ubertragung von Zustandigkeiten fiir den Erlass von
Widerspruchsbescheiden und die Vertretung des Dienstherrn bei Klagen aus dem Beamtenverhaltnis im
Geschaftsbereich des Bundesministeriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 8. November
2001 (BGBI. I S. 3269).

- Seite 2 von 2 -



	Anordnung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Übertragung von Zuständigkeiten in Angelegenheiten der Besoldung, der Beihilfe und der Unfallfürsorge auf das Bundesverwaltungsamt (BMFSFJBVABesBeihUnffAnO)
	Fußnote
	Eingangsformel 
	§ 1 Erlass von Widerspruchsbescheiden
	§ 2 Vertretung bei Klagen
	§ 3 Absehen von der Rückforderung zu viel gezahlter Bezüge aus Billigkeitsgründen
	§ 4 Übertragung von Zuständigkeiten der Unfallfürsorge
	§ 5 Vorbehaltsklausel
	§ 6 Inkrafttreten, Außerkrafttreten


